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Bei meiner Darstellung des niedersächsischen Katastro-
phenschutzes möchte ich mit ein paar Bemerkungen über 
Organisation, Verfahren und Inhalt des Katastrophenschut-
zes beginnen, dann auf die Einsatzkräfte zu sprechen 
kommen und abschließend in der gebotenen Allgemeinheit 
einige Bemerkungen über die Besonderheiten des Katast-
rophenschutzes an der niedersächsischen Küste machen.  

Das geht jedoch nicht ohne Vorbemerkung: Es muss zu-
nächst ein verbreitetes Vorverständnis von Katastrophen-
schutz ausgeräumt werden; weder in Niedersachsen noch 
in den anderen Ländern ist der Katastrophenschutz eine 
konkret abgrenzbare Aufgabe der Gefahrenabwehr wie 
Brandschutz oder Bauaufsicht; der Katastrophenschutz 
wird nicht aus einer Behörde zugeordneten oder zugehöri-
gen Einsatzkräften gebildet; er existiert nicht als dauerhaft 
präsente Einrichtung und es gibt auch keine stehende 
Hilfstruppe zur Notfallbeherrschung, der mit kontinuierliche 
Aufgaben zugewiesen sind. 

Zwei Aspekte sind wichtig, um zu einer Definition des Ka-
tastrophenschutzes zu gelangen: Der erste beschäftigt sich 
mit Verfahren und Organisation der Bekämpfung von 
Großschadenslagen, der zweite stellt auf die dafür notwen-
digen Einsatzmittel und - kräfte ab.  

Zum ersten Aspekt: in Niedersachsen sind die Landkreise 
und kreisfreien Städte Katastrophenschutzbehörde. Sobald 
sich eine Katastrophe auf die Zuständigkeitsbereiche meh-
rerer Katastrophenschutzbehörden erstreckt oder mehrere 
Katastrophenfälle gleichzeitig auftreten, so können Bezirks-
regierungen die zentrale Leitung der Bekämpfung selbst 
übernehmen. Zunächst aber haben diese Katastrophen-
schutzbehörden in einem Schadensfall keine originären 
Zuständigkeiten. Zuständig bleiben die Behörden der all-
gemeinen oder besonderen Gefahrenabwehr, die Gemein-
den, die unteren Verwaltungsbehörden oder die Bezirksre-
gierung (z. B. für die Abwehr von Gefahren durch wasser-
gefährdende Stoffe im Bereich der Küstengewässer) - und 
zwar bis zu dem Zeitpunkt, in dem die Katastrophen-
schutzbehörde ihre Zuständigkeit für die Feststellung des 
Katastrophenfalles wahrnimmt. Erst mit dieser Feststellung 
geht die Zuständigkeit auf diese Behörde über, die dann 
die zentrale Leitung der Bekämpfungsmaßnahmen über-
nimmt und die Aufgabenerledigung koordiniert, die zuvor 
auf mehrere Behörden verteilt war. 

Wann und warum erfolgt diese Feststellung? Hierfür gibt es 
eine Regelung im Niedersächsischen Katastrophenschutz-
gesetz, die besagt, dass ein Katastrophenfall dann vorliegt, 
wenn  

im Falle eines Notstandes, Leben, Gesundheit 
oder die lebenswichtige Versorgung der Bevölkerung oder 
erhebliche Sachwerte in einem solchen Maße gefährdet 
oder beeinträchtigt sind, dass seine Bekämpfung durch die 
zuständigen Behörden und die notwendigen Einsatz- und 
Hilfskräfte eine zentrale Leitung erfordert.  

Die Katastrophe weist also nach ihrer gesetzlichen Definiti-
on eine quantitative und qualitative Dimension auf:  

Wenn die Bewältigung einer Großschadenslage 
die Führung einer Vielzahl unterschiedlicher Einsatzkräfte 
erfordert,  

wenn über einen längeren Zeitraum Ersatz und 
Verpflegung organisiert werden müssen, 

– das ist der quantitative Ansatz – 

oder wenn eine enge Vernetzung von Behörden 
und Einrichtungen notwendig ist und für alle diese Stellen 
auch eine stetige und intensive Öffentlichkeitsarbeit ratsam 
ist, die zusammengefasst und einheitlich erfolgen sollte, 

– das würde ich als qualitativen Ansatz ansehen – 

dann erfordert die Schadensbekämpfung eine zentrale, be-
sonders organisierte und strukturierte Führung. Diese Füh-
rung erfolgt durch einen Stab, denn nur dieses Führungs-
system ist in der Lage, einen maximalen Koordinationsauf-
wand zu leisten. Der Stab wird im rückwärtigen Bereich, 
abgesetzt vom Schadensereignis, eingerichtet und an eine 
hochgerüstete Kommunikationszentrale, der Einsatzleit-
zentrale angebunden. Er hat umfangreiche strategische, 
logistische und kommunikationsbezogene Aufgaben zu er-
ledigen, die ohne diese Zusammenfassung über zahlreiche 
Amtsstuben verteilt wären. Seine Arbeit betrifft nicht die 
einzelnen Einsatzmaßnahmen, sondern gewährleistet die 
Rahmenbedingungen für einen möglichst reibungslosen 
Einsatz der Kräfte. Verkürzt kann man sagen, der Stab hat 
alles vorauszubedenken und zu unterbinden, was die 
Einsatzkräfte an der “Katastrophenfront” behindern könnte. 

Diese stabsmäßige Führung ist aus der militärischen Tradi-
tion übernommen. Sie geht auch auf diesen Ursprung zu-
rück, denn die Regelungen über den Stab in der Katastro-
phenschutzdienstvorschrift 100 stellen letztlich eine Über-
tragung der Heeresdienstvorschrift 100 auf den zivilen Be-
reich dar.  

Leiter des Stabes ist regelmäßig der Chef der Verwaltung. 
Der Stab besteht aus bislang vier und in Zukunft sechs 
Ressorts, die als Sachgebiete bezeichnet werden. Er teilt 
sich ein in das  

Sachgebiet 1 - Personal und Innerer Dienst - ,  

Sachgebiet 2 - Lage - ,  

Sachgebiet 3 – Einsatz – und  

Sachgebiet 4 - Versorgung 

Neuere Stabsgliederungen, die auch in Kürze in Nieder-
sachsen eingeführt werden, rechnen das Sachgebiet  
5 - Kommunikation - und „S 6“ - Öffentlichkeitsarbeit - noch 
hinzu. Gerade bei den vergangenen Schadenslagen - ich 
möchte bei der Pallas-Havarie ausdrücklich nicht von einer 
Katastrophe sprechen - dem Oderhochwasser und dem 
ICE-Unglück hat es sich gezeigt, wie wichtig eine professi-
onelle und kontinuierlich arbeitende Medienbetreuung ist. 
Und sie ist, das möchte ich betonen, nicht nur deswegen 
von Nöten, um möglicherweise politisch schwer verkraftba-
re Meldungen zu vermeiden, sondern in erster Linie, um 
die Öffentlichkeit sauber und sicher zu informieren. Ge-
schieht dies nicht, werden wichtige Kommunikationskanäle 
von besorgten Bürgern lahmgelegt, kann Panik entstehen 
oder man kann den Strom der Medienvertreter im Scha-



- 129 - 

densgebiet nicht kanalisieren. Auch dies ein wesentlicher 
Ansatz, um Störungen bei den eigentlichen Einsatzmaß-
nahmen zu verhindern. 

Den Sachgebieten zugeordnet ist das Verbindungsperso-
nal; es bildet die Schnittstellen zu den Bereichen, mit de-
nen regelmäßig eine besonders enge Verknüpfung erfolgt. 
Das ist z.B. die Gesundheitsverwaltung, Bundeswehr, 
BGS, Polizei, Beförderungsunternehmen, Energieversor-
gungsunternehmen, Industriebetriebe usw. Es gibt Verbin-
dungspersonen, deren Anwesenheit ständig erforderlich ist, 
neben solchen, die ereignisbezogen alarmiert werden. Die 
gleiche Situation findet sich bei den Fachberatern; das sind 
die Spezialisten, die den Stab in Fragen des Einsatzes o-
der der Logistik beraten und den einzelnen Sachgebietslei-
tern ihr Fachwissen zur Verfügung stellen. Sie stammen 
meistens aus dem Bereich der Einsatzkräfte, insbesondere 
aus dem Sanitätsdienst, dem Brandschutz, Veterinärdienst 
oder es sind gelernte Fernmelder. Weitere Verbindungen 
der Sachgebiete gehen selbstverständlich in den eigenen 
rückwärtigen Bereich der Katastrophenschutzbehörde, et-
wa ins Ordnungsamt, Sozialamt, Gesundheitsamt und zu 
den kommunalen Betrieben der Daseinsvorsorge und des 
Verkehrs. Insgesamt sollte ein Stab nicht über 25 Mitglie-
der haben und von einem Kernstab auf diese Größe der 
Entwicklung des Schadensereignisses entsprechend auf-
wachsen. Die Rekrutierung der Mitarbeiter erfolgt, abgese-
hen von den Spezialisten, überwiegend aus den Bediens-
ten der Katastrophenschutzbehörde. 

Der eine Aspekt des Katastrophenschutz ist also diese 
spezielle Aufbau- und Ablauforganisation zum Zwecke der 
Führung. Sie stellt sich bewusst neben die klassisch hie-
rarchisch und arbeitsteilig gegliederte Verwaltung. Ihre be-
sondere Struktur dient dazu, das Sammeln und Abgleichen 
von Informationen und ihr Übermitteln an die richtigen Stel-
len, die Abstimmung und Vernetzung vielfältigster Aufga-
benbereiche sicherzustellen. Eine klassische Zuständig-
keitsverwaltung mit ihren Alltagsabläufen und nur gering 
ausgeprägten Schnittstellen ist dazu nicht in der Lage. 

Ich komme nun zu den Untergliederungen des Stabes. 

Unterhalb des Katastrophenschutzstabes wird die soge-
nannte Technische Einsatzleitung gebildet. Sie untersteht 
einer Führungskraft aus dem Bereich der Einsatzkräfte und 
wird überwiegend von deren Führungskadern besetzt. Sie 
stellt die eigentliche Einsatzleitung vor Ort. Im Wege der 
sogenannten Auftragstaktik erhält die Technische Einsatz-
leitung vom Stab die Weisungen. Diese Befehlsform bein-
haltet die Vorgabe von Zielen, die die Einsatzleitung opera-
tionalisieren und für die taktischen Einheiten oder die ein-
zelnen Einsatzkräfte umsetzen muss. Unterhalb der Tech-
nischen Einsatzleitung werden je nach Bedarf weitere 
Einsatzabschnitte eingerichtet. Durch die Abschnitte wer-
den die Einsatzkräfte unmittelbar geführt. Das Verhältnis 
zwischen Technischer Einsatzleitung und Abschnitt ent-
spricht also dem zwischen Stab und Einsatzleitung. Man 
findet mithin jene typische Befehlspyramide, in der abstrak-
ter Ziele über verschiedene Stufen bis hin zur einzelnen 
Maßnahme atomisiert werden. Abschnitte und Technische 
Einsatzleitung sind daher auch oftmals stabsmäßig organi-

siert und werden je nach Bedarf genauso wie der Katastro-
phenschutzstab gegliedert. 

Nun zum zweiten Aspekt des Katastrophenschutzes, zur 
Hardware, den Einsatzkräften:  

In der Dankesurkunde der Landesregierung, die sich an al-
le richtete, die bei der  Bewältigung der Katastrophe von 
Eschede eingesetzt waren, werden über 20 Einrichtungen, 
Behörden, Organisationen und Berufsgruppen genannt, die 
mit über 4.000 Personen im Einsatz waren. Hierin zeigt 
sich schon, wie schwierig es ist, Einsatzkräfte einfach unter 
den Oberbegriff Katastrophenschutz zu stellen. Unter Ka-
tastrophenschutz im engeren Sinne versteht man landläufig 
die Katastrophenschutzeinheiten der sogenannten Hilfsor-
ganisationen, das sind in Niedersachsen das Deutsche Ro-
te Kreuz, der Arbeiter-Samariter-Bund, der Malteser Hilfs-
dienst, die Johanniter-Unfall-Hilfe und die Deutsche Le-
bensrettungsgesellschaft. Diese karitativen Einrichtungen 
betreiben Sanitäts- und Betreuungszüge, Feldküchen, 
Fernmeldezüge, Wasserrettungszüge, bilden Such- und 
Leichenhunde aus und sind im Wesentlichen auf die Ret-
tung von Menschen trainiert. In Niedersachsen stehen aus 
diesem Bereich etwa 39.000 ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer zur Verfügung.  

Eines der wichtigsten Standbeine des Katastrophenschut-
zes sind natürlich die kommunalen Feuerwehren. Dies sind 
unselbständige Anstalten des öffentlichen Rechts und wer-
den ebenfalls zum größten Teil von ehrenamtlichen Mit-
gliedern getragen. In ihrer Freizeit lassen sich die Feuer-
wehrfrauen und -männer zu Brandschutz- und Hilfeleis-
tungsexperten ausbilden, üben regelmäßig und haben etwa 
150.000 Einsätze pro Jahr zu bewältigen. Insgesamt gibt 
es in Niedersachsen 3.410 Ortswehren, die kleinräumig 
gegliedert in drei Ausrüstungsstufen über das ganze Land 
verteilt sind. Dazu kommen neun Berufsfeuerwehren in den 
größeren Städten. Zusammen verfügen wir über rund 
140.000 Feuerwehr-Einsatzkräfte. Neben der Polizei sind 
die Feuerwehren regelmäßig zuerst am Einsatzort und 
können in vielen Fällen den Erstangriff vortragen. Beispiel-
haft ist in diesem Zusammenhang der Umstand, dass be-
reits sieben Minuten, nachdem der ICE 884 Wilhelm Con-
rad Röntgen am 3. Juni 1998 in Eschede entgleist ist, der 
erste Einsatzwagen der dortigen Feuerwehr am Unglücks-
ort eingetroffen ist.  

Eine wichtige Klammer zwischen den Hilfsorganisationen 
und der Feuerwehr ist der von beiden Bereichen betriebe-
ne Rettungsdienst. Im Katastrophenfall tritt er überwiegend 
als qualifizierter Krankentransport in Erscheinung und wird 
in Kombination mit den Einsatzkräften der Sanitäts- und 
Betreuungszüge von den sogenannten Leitenden Notärz-
ten befehligt. 

Ein weiterer wesentlicher Bestandteil der Katastrophen-
schutzeinsatzkräfte ist natürlich die Polizei. Ihre Aufgaben 
reichen von der Sicherung des Einsatzortes über Verkehrs-
lenkung bis zur Durchsetzung von Zwangsmaßnahmen, 
etwa bei der Evakuierung sturmflutgefährdeter Gebiete o-
der bei der Vertreibung von Katastrophentouristen.  

Das ist gewissermaßen die Kerntruppe, die im direkten Be-
fehlszugriff der Katastrophenschutzbehörde steht. Weitere 
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Kräfte, die sich hierarchisch unterstellen oder je nach 
Selbstverständnis auch überwiegend selbständig agieren, 
sind solche des Bundes oder anderer Länder, die im Wege 
der Amtshilfe tätig werden. Hier ist zunächst das Techni-
sche Hilfswerk zu nennen, eine Bundesanstalt mit dem ü-
berwiegenden Schwerpunkt technische Rettung und Ber-
gung, technische Logistik. 6500 Helferinnen und Helfer 
stehen zur Verfügung. Hinzu kommt der Bundesgrenz-
schutz, der besonders als Nachfolger der sogenannten 
Bahnpolizei eine gewichtige Rolle spielt. Auf die Schwierig-
keiten im Einsatzfall die Zuständigkeiten gegenüber Poli-
zeikräften des Landes sauber abzugrenzen, will ich hier nur 
am Rande hinweisen.  

Zentrale Bedeutung hat bei Großschadenslagen, gerade im 
Zusammenhang mit Sturmfluten oder Überschwemmungen 
die Bundeswehr. Die Bundeswehr ist aufgrund ihres Ver-
teidigungs-Auftrages in besonderer Weise auch für große 
zivile Schadenslagen gerüstet. Das Grundgesetz sieht vor, 
dass die Länder bei einer Naturkatastrophe oder einem be-
sonders schweren Unglücksfall die Streitkräfte anfordern 
können. In einer umfangreichen Alarmplanregelung, dem 
Grundsatzbefehl “KATAL”, der in Abstimmung mit den zivi-
len Behörden erlassen wurde, hat die Bundeswehr detail-
liertes Regelwerk für Wasser-, Unwetter- Brand- und 
Schneekatastrophen, sowie für sämtliche technischen 
Großschadensfälle erlassen. Dies befähigt sie schnell und 
umfassend zu helfen. Das wurde nicht nur bei der Bekämp-
fung des Oderhochwassers deutlich, sondern zeigt sich 
auch, wenn es darum geht, hier in Niedersachsen die 
Waldbrandbekämpfung zu organisieren. 5 to Wasser in 
Außenlastbehältern aus der Luft können nur Bundeswehr-
hubschrauber transportieren, nur Panzer können Schnei-
sen gegen das Feuer schlagen und nur die Bundeswehr 
kann die man-power erübrigen, ohne wichtige andere Be-
reiche - jedenfalls im Friedensfall - ungeschützt zu lassen. 
Ebenso hilfreich erweisen sich auch regelmäßig die aus-
ländischen Streitkräfte, die wie die Bundeswehr jederzeit 
für Katastrophenschutzeinsätze in Niedersachsen zur Ver-
fügung stehen. Ein entsprechendes Abkommen mit den bri-
tischen Streitkräften ist zur Zeit in Arbeit. In Eschede aller-
dings waren auch die Bergepanzer der Bundeswehr über-
fordert, zu räumen. Hier kamen private Kräne mit bis zu 
240 to Tragkraft zum Einsatz, um die zusammengestürzte 
Brücke unter denen die Waggons begraben waren, zu ent-
fernen. 

Bisher sind diese Einsätze der Bundeswehr jeweils kosten-
frei erfolgt; sie würden den Träger der zuständigen Katast-
rophenschutzbehörde wahrscheinlich auch überfordern, 
wenn man bedenkt, dass die Einsatzstunde eines Hub-
schraubers bis zu 25.000 DM kostet, wenn man bedenkt, 
dass über 30.000 Soldaten - im rollierenden System täglich 
bis zu 15.000 - über Wochen hin beim Oderhochwasser 
eingesetzt waren, dann lassen sich die finanziellen Dimen-
sionen abgreifen, die von einer kommunalen Körperschaft 
getragen werden müssten. Eine gewisse Vorsorge ist in-
soweit getroffen, als bei einer Überforderung eines Land-
kreises oder einer kreisfreien Stadt das Land nach den gel-
tenden gesetzlichen Regelungen mit eigenen Mitteln einzu-
treten hat. Wir sind indessen den Dienststellen des Bundes 

außerordentlich dankbar, dass bislang nach keiner Katast-
rophe Kostenforderungen erhoben worden sind. 

Nach meiner Einschätzung gehen die Katastrophenschutz-
behörden sehr behutsam mit der Feststellung der Katast-
rophe um. Seit 1975 gab es sieben als solche eingestufte 
Schadensfälle. Dies waren drei Waldbrände, drei mal 
Hochwasser und das ICE-Unglück. Ob diese Zurückhal-
tung auch mit dem Übergang der Kostenlast auf die Katast-
rophenschutzbehörde zusammenhängt, wäre eine Mutma-
ßung für die es keine Anhaltspunkte gibt. 

Zum Katastrophenschutz gehört aber genauso auch das 
Identifizierungsteam des Bundeskriminalamtes, dessen Ar-
beit auch durch den Stab abgerufen und organisiert werden 
muss, es gehören genauso die unter Vertrag genommenen 
privaten Unternehmer, Speditions- und Baufirmen, Herstel-
ler oder Lieferanten von Kühl- oder Wärmeaggregaten, Zel-
ten, Versorgungsunternehmen oder Bahnunternehmen. In 
vielen bisher aufgetretenen Katastrophen musste auch der 
private Bereich in umfangreicher Weise mit eingesetzt wer-
den. Dies geschah auf vertraglicher Basis, lässt sich aber 
auch erforderlichenfalls erzwingen. Nach dem Niedersäch-
sischen Katastrophenschutzgesetz ist jedermann verpflich-
tet, bei der Katastrophenbekämpfung Hilfe zu leisten, wenn 
vorhandene Einsatzkräfte nicht ausreichen. Solche Hilfe-
leistung kann nur verweigert werden, wenn es zu einer Kol-
lision mit höherwertigen Pflichten käme oder wenn erhebli-
che Gefährdungen zu befürchten wären. Ebenso kann die 
Katastrophenschutzbehörde Sachleistungen, wie sie das 
Bundesleistungsgesetz für den Verteidigungsfall vorsieht, 
von privaten Unternehmern anfordern. Natürlich korres-
pondieren diese Leistungspflichten mit entsprechenden 
Entschädigungsregeln. 

Die Zusammenführung dieser umfangreichen sächlichen 
und personellen Mitteln aus den unterschiedlichsten Berei-
chen und die Organisation ihres Einsatzes kann allerdings 
nicht ad hoc erfolgen. Die dafür notwendigen Informatio-
nen, Meldewege und Schnittstellen müssen zuvor zusam-
mengetragen und geübt worden sein. Die Regieanweisung 
ergibt sich aus dem Katastrophenschutzplan, den jede Ka-
tastrophenschutzbehörde und jede Bezirksregierung auf-
zustellen hat. Es handelt sich hier um dicke Leitz-ordner, 
häufig gespiegelt in umfangreich verknüpften Dateien, in 
denen eben sämtliche Einsatzkräfte, Alarm- und Ausrückli-
nien, Ausrüstungen bis hin zur Verzeichnis von Kranken-
hauskapazitäten und Beerdigungsinstituten aufgeführt sind. 
Um diese Pläne untereinander kompatibel zu gestalten und 
ihre rechnergestütze Anwendung zu fördern ist in Nieder-
sachsen ein einheitliches Kennziffernverfahren dafür vor-
gesehen. Immer mehr gehen die Länder dazu über, die 
Pläne durch intelligente und dialogfähige Software zu or-
ganisieren.  

Für besondere Gefahrenlagen sollen sogenannte Sonder-
pläne aufgestellt werden. Um solche Sonderpläne handelt 
es sich, wenn normale Katastrophenschutzpläne ergänzt 
oder gesondert im Hinblick auf bestimmte Gefahrenlagen 
etwa für Sturmfluten aufgestellt werden.  

Für die Sonderpläne Sturmflut ergibt sich die Notwendig-
keit, bestimmte Evakuierungsgebiete partiellenscharf fest-
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zulegen, Sammelstellen einzurichten und ihnen Transport-
kapazitäten zuzuordnen. Ebenso sind Mustertexte für 
Rundfunk und Lautsprecherdurchsagen zu entwerfen. Flä-
chendeckend müssen Straßensperrpunkte mit Rückfallli-
nien anhand von topografischen Höhenmodellen und Ü-
berschwemmungssimulation erarbeitet werden. Teil dieses 
Sonderplanes ist regelmäßig die Deichverteidigungsver-
ordnung des zuständigen Landkreises, die den Deich in 
Abschnitte einteilt und unter der Regie der Deichgeschwo-
renen und des Deichhauptmannes Deichwachen zuteilt. 
Bei der Anordnung des Deichverteidigungsfalles wird den 
einzelnen Deichabschnitten sogenannte Deichverteidi-
gungsbereitschaften der Freiwilligen Feuerwehren, beste-
hend aus jeweils 100 Feuerwehrmännern, zugeordnet. Zur 
Einteilung der Deichwachbezirke gehört auch die geson-
derte Verpflichtung von Deichwächtern und die Einbindung 
von Deichverbandsmitgliedern, den Grundstückseigentü-
mern und die genaue Festlegung der diesbezüglichen Mel-
dewege (Funkplan). 

Will man dass oben Gesagte kurz zusammenfassen, so 
stellt der Katastrophenschutz einerseits eine besondere la-
gebedingte stabsmäßige Führungsorganisation dar. Ande-
rerseits beinhaltet er die Zusammenfassung sämtlicher zur 
Schadensbekämpfung geeigneter Kräfte. Zum Schluss 
muss noch auf etwas Besonderes hingewiesen werden, 
auch auf die Gefahr hin, dass es verwirrend klingt: mit der 
Ausrufung des Katastrophenschutzfalles wird nicht etwa 
die inhaltliche Verantwortlichkeit für die jeweilig zu bekämp-
fende Gefahr von den dafür zuständigen Behörden von der 
Katastrophenschutzbehörde übernommen. Der Katastro-
phenschutz ist keine besondere Gefahrenabwehrbehörde, 
die letztlich ihre Oberaufsicht im Niedersächsischen In-
nenministerium findet. Vielmehr bleibt die Verantwortlich-
keit für die einzelnen Bereiche, sei es nun Küstenschutz, 
sei es nun Überschwemmung, sei es Waldbrand, seien es 
Seuchen, in den Zuständigkeiten verankert, die auch au-
ßerhalb des Katastrophenschutzes dafür verantwortlich 
zeichnen. Sie wird nur in den Katastrophenschutzstab ein-
gebracht und in den übergeordneten Entscheidungspro-
zess eingebunden. (Stichwort: “Pallas”). Entscheidend ist, 
dass der Katastrophenschutzstab die für die Entscheidun-
gen notwendigen Informationen zusammentragen kann 
und unter Einbeziehung der zuständigen Behörden die er-
forderlichen Entscheidungen zu treffen hat.  

So kann es im Stab durchaus zu unterschiedlichen Priori-
tätssetzungen oder Interessenkollisionen zwischen zwei 
Zuständigkeitsbereichen kommen, etwa wenn ökologische 
gegen wirtschaftliche Risiken oder Kosten und Nutzen ab-
gewogen werden müssen. Entsteht daraus im Stab ein 
nicht lösbarer Konflikt über gewichtige strategische Ent-
scheidungen, so kann bei Gefahr im Verzuge natürlich ent-
schieden werden. Befindet man sich indessen nicht auf der 
kritischen Zeitschiene, so wären dann entweder die Be-
zirksregierungen oder ein für diese Zwecke vorgesehener 
interministerieller Krisenstab berufen, diese Abwägungen in 
möglichst kurzer Zeit aber unter Beibehaltung der politi-
schen Verantwortung der Ministerien vorzunehmen. Dies 
sind natürlich extreme Ausnahmefälle, die aber zumindest 
gerade bei den Hochwasserlagen denkbar sind, wenn es z. 

B. darum geht, ob und welche Deichabschnitte verstärkt 
und welche eventuell aufgegeben werden müssen. 

Die oberste Devise des Katastrophenschutzes bleibt indes-
sen: 

Trainieren und organisieren tut Not - der Ernstfall ist ver-
zichtbar! 


